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Landesregierung verpasst große Chance, die Leistung der
schulpsychologischen Beratungsstellen auszuweiten

„In der gestrigen Sitzung des Bildungsausschusses haben die Regierungsfraktionen von Grünen und SPD
einen von der FDP für die Opposition gemeinsam eingebrachten Antrag auf Verbesserung der
Arbeitsbedingungen an den Schulpsychologischen Beratungsstellen abgeschmettert. Mit der von uns
gemeinsam angestrebten Erhöhung der Stellen für Verwaltungsfachkräfte an diesen Einrichtungen wären
für die Schulpsychologen zusätzliche Freiräume entstanden, die diese für wichtige Beratungsgespräche
mit Schülerinnen und Schülern, Eltern bzw. Lehrkräften benötigt hätten. Damit haben Sie eine wichtige
Chance vertan, die Beratungsleistung für die am Schulleben Beteiligten auszuweiten“, sagten die CDU-
Obfrau im ehemaligen Sonderausschuss Winnenden und Wendlingen, Sabine Kurtz, und der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, am Donnerstag (19. März).

In Folge des Amoklaufs von Winnenden und Wendlingen wurden an den Staatlichen Schulämtern 100
zusätzliche Schulpsychologen eingestellt. Den Schulpsychologen wurden aber keine Verwaltungskräfte
zur Seite gestellt. Deshalb müssen die Schulpsychologen nun einen Großteil ihrer Arbeitszeit für
Verwaltungsaufgaben aufwenden statt sich um Betreuung der am Schulleben Beteiligten in ihren
Bezirken zu kümmern. Beantragt wurde deshalb, dass an den Staatlichen Schulämtern zusätzliche
Verwaltungskräfte zur Unterstützung und Entlastung der Schulpsychologen eingesetzt werden. Die
Landesregierung sollte ersucht werden, die erforderlichen Mittel im Rahmen des für April 2015
angekündigten Nachtragshaushalts für den Bildungsbereich zur Verfügung zu stellen.

„Dass die Landesregierung vier Monate nach Beschluss des regulären Haushalts einen
Nachtragshaushalt speziell für den Bildungsbereich auflegt, zeigt, dass es derzeit nicht an
Haushaltsmitteln mangelt. Dafür fehlt es aber am Willen von Grünen und SPD, die Mittel für die Stärkung
der Schulpsychologie auszugeben. Dennoch geben wir die Hoffnung nicht endgültig auf, dass sich die
Regierungsfraktionen diesem wichtigen Anliegen im Rahmen des Nachtragshaushalts doch noch
annehmen“, so die beiden Oppositionspolitiker.

 


